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Beschlußempfehlung und Bericht 
des Finanzausschusses (7. Ausschuß) 

zu dem von der Bundesregierung eingebrachten 

Entwurf eines Gesetzes zu dem Abkommen vom 10. Dezember 1976 zwischen der 
Regierung der Bundesrepublik Deutschland und der Regierung von Irland über die 
steuerliche Behandlung von Straßenfahrzeugen im internationalen Verkehr 
— Drucksache 8/1659 — 

A. Problem 

Die im internationalen deutsch-irischen Straßenverkehr ver-
wendeten Fahrzeuge unterliegen jeweils sowohl im Aufent-
haltsstaat als auch im Zulassungsstaat einer Kraftfahrzeug-
steuer. Durch das Abkommen soll ebenso wie im Verhältnis zu 
anderen Nachbarstaaten diese Doppelbesteuerung beseitigt 
werden. 

B. Lösung 

Im Abkommen verpflichten sich die Vertragsparteien gegen-
seitig, bei vorübergehendem Aufenthalt von Kraftfahrzeugen 
und Kraftfahrzeuganhängern, die im Gebiet der anderen Ver-
tragspartei zugelassen sind, in ihrem Gebiet auf die Erhebung 
der Kraftfahrzeugsteuer bzw. der „motor vehicle duty" zu ver-
zichten. Der Ausschuß empfiehlt, dem Abkommen durch An-
nahme des Gesetzentwurfs zuzustimmen. 

Einstimmigkeit im Ausschuß 

C. Alternativen 

keine 

D. Kosten 

Die Kraftfahrzeugsteuer-Einnahmen der Länder werden jährlich 
um rd. 150 000 DM gemindert. 
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Beschlußempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache 8/1659 — unverändert anzunehmen. 

Bonn, den 10. Mai 1978 

Der Finanzausschuß 

Frau Funcke 

Vorsitzende 

Stutzer 

Berichterstatter 

Bericht des Abgeordneten Stutzer 

Die Vorlage — Drucksache 8/1659 — wurde vom 
Plenum des Deutschen Bundestages in seiner 86. Sit-
zung am 20. April 1978 dem Finanzausschuß feder-
führend, dem Ausschuß für Verkehr und für das 
Post- und Fernmeldewesen mitberatend überwiesen. 
Beide Ausschüsse haben über die Vorlage am 10. 
Mai 1978 beraten. 

Das vorliegende Abkommen sieht vor, daß bei vor-
übergehendem Aufenthalt von Straßenfahrzeugen 
aus dem Hoheitsgebiet der einen Vertragspartei im 
Hoheitsgebiet der anderen Vertragspartei von deut-
scher Seite auf die Erhebung der Kraftfahrzeug-
steuer und von irischer Seite auf die Erhebung 
jeder Steuer, die für Fahrzeuge erhoben wird, ver-
zichtet wird. Dadurch soll für die im internationalen 
deutsch-irischen Straßenverkehr verwendeten deut-
schen und irischen Fahrzeuge die doppelte Besteue

-

rung im Aufenthaltsstaat neben der Besteuerung im 
Heimatstaat beseitigt werden. Diese Regelung dient 
auch dem mit Artikel 1 der Harmonisierungsent-
scheidung des EWG-Rates vom 13. Mai 1965 (ABl. 
EG  S. 1500/65) verfolgten Ziel, die Doppelbesteue-
rung der Kraftfahrzeuge innerhalb der EWG zu be-
seitigen. Ist jedoch der Halter des im Hoheitsgebiet 
einer Vertragspartei zugelassenen Fahrzeugs im 
Hoheitsgebiet der anderen Vertragspartei ansässig, 
so braucht diese bei vorübergehendem Aufenthalt 
des Fahrzeugs in ihrem Hoheitsgebiet zur Vermei-
dung von Mißbräuchen die Steuerbefreiung nicht zu 
gewähren. 

Der Finanzausschuß empfiehlt, ebenso wie der mit

-

beratende Ausschuß für Verkehr und für das Post- 
und Fernmeldewesen, dem Vertragsgesetz zuzu-
stimmen. 

Bonn, den 10. Mai 1978 

Stutzer 

Berichterstatter 


